
 

 

Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der EU 
Zum 31. Januar 2020 ist nun der Brexit erfolgt, der Austritt des Vereinigten König-

reichs aus der EU. Zumindest bis zum 31. Dezember 2020 werden sich die 

Auswirkungen aber in Grenzen halten: ein Zeitraum, den Unternehmer, die in 

geschäftlichem Austausch mit dem Vereinigten Königreich stehen, auch in Hinblick 

auf die Umsatzsteuer intensiv für Vorbereitungen nutzen sollten.  

Allgemeines 

Das Austrittsabkommen sieht vor, dass das Unionsrecht weitgehend im Vereinigten Königreich für einen 

Übergangszeitraum weitergilt, der sich – mit der Möglichkeit einer Verlängerung um ein oder zwei Jahre, 

sofern beide Seiten dies vor dem 1. Juli 2020 beschließen – zunächst bis zum 31. Dezember 2020 er-

streckt. Das Ende des Übergangszeitraums wird im Weiteren als „Stichtag“ bezeichnet. Der Übergangs-

zeitraum ist dafür vorgesehen, das künftige Verhältnis zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU 

auszuhandeln. Unabhängig vom Ausgang dieser Verhandlungen ist jedoch damit zu rechnen, dass das 

Vereinigte Königreich mit dem Ende des Übergangszeitraums, vorbehaltlich einiger Übergangsregeln und 

nicht auszuschließender anderweitiger Übereinkünfte, umsatzsteuerlich zu einem Drittland wird. Die nach-

folgenden Ausführungen beziehen sich daher auf den Zeitraum nach dem Stichtag, soweit sich die umsatz-

steuerlichen Implikationen gegenwärtig absehen lassen. Infolge § 1 des (deutschen) „Brexit-Übergangsge-

setzes“, das durch das „Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuerge-

staltungen“ auf den aktuellen Stand gebracht wurde und zum Datum des Austrittsabkommens in Kraft trat, 

gilt das Vereinigte Königreich für den Übergangszeitraum grundsätzlich als Mitgliedsstaat der EU. Der 

Stichtag wirkt sich auf den Waren- und Dienstleistungsverkehr zwischen dem Vereinigten Königreich und 

Deutschland aus – in beide Richtungen. Im Fall der Anwendung der Vereinfachungsregelung für inner-

gemeinschaftliche Dreiecksgeschäfte kann er sich sogar dann auswirken, wenn die Waren zwischen zwei 

Mitgliedsstaaten der EU bewegt werden. Eine Ausnahme dürfte auch nach dem Stichtag aber Nordirland 

bilden, wo Teile des Mehrwertsteuerrechts der Union vorerst noch Gültigkeit behalten sollen. 

 

Mit den nachfolgenden Ausführungen, die sich vor allem an deutsche Unternehmer richten, können und 

wollen wir nicht alle diesbezüglichen möglichen Problemfelder thematisieren, sondern möchten 

exemplarisch auf einige praktisch besonders relevante umsatzsteuerliche Folgen eingehen. Oft werden 

sich zufriedenstellende Lösungen nur in Zusammenarbeit mit Lieferanten und Kunden in der Leistungskette 

und anderen Geschäftspartnern finden lassen. Hierbei gilt es, nicht nur Reihengeschäfte und 

Kommissionsstrukturen, sondern auch die Rolle zum Beispiel von Vermittlern, Kommissionären und 

Transportunternehmern zu durchdenken, da sich das Ende des Übergangszeitraums auch auf die 

Leistungen dieser Personen auswirken kann. Hinzu kommt, dass in zahlreichen Fällen auch die Rechtslage 

im Vereinigten Königreich berücksichtigt werden muss. Im Zweifelsfall sollte unbedingt fachkundige 

Beratung eingeholt werden. 
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Warenhandel 

Lieferungen von Deutschland in das Vereinigte Königreich 

Aus innergemeinschaftlichen Lieferungen in das Vereinigte Königreich, denen sich dort ein innergemein-

schaftlicher Erwerb anschließt, werden nach dem Stichtag Ausfuhrlieferungen, denen im Zielland (in der 

Regel) eine Einfuhr gegenübersteht. Hierbei sollte im Fall, dass der Abnehmer den Gegenstand der Lief-

erung in das Vereinigte Königreich befördert oder versendet, darauf geachtet werden, dass der Abnehmer 

ein ausländischer Abnehmer ist (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 2 UStG), sonst ist für diesen Fall eine 

Steuerbefreiung der Ausfuhrlieferung grundsätzlich ausgeschlossen. Weitere Unterschiede zu innergemein-

schaftlichen Lieferungen bestehen zum Beispiel bei Lieferungen zur Ausrüstung und Versorgung von Beför-

derungsmitteln oder nicht für unternehmerische Zwecke erworbener Gegenstände, die im persönlichen Rei-

segepäck mitgeführt werden. Die Sonderregelung für Konsignationslager (§ 6b UStG) entfällt grundsätzlich 

nach dem Stichtag; im Fall von Reihengeschäften kann ein anderer Nachweis der Beförderung oder Ver-

sendung durch den Zwischenhändler erforderlich werden. Innergemeinschaftliche Verbringungen in das 

Vereinigte Königreich dürften im Allgemeinen zu sogenannten tatbestandslosen Drittlandsverbringungen 

werden, für die jedoch ein geeignetes Zollregime geprüft werden sollte. Auch anstelle anderer Steuerbefrei-

ungen, zum Beispiel Lieferungen an bestimmte Streitkräfte sowie diplomatische oder zwischenstaatliche 

Einrichtungen im Vereinigten Königreich, kann künftig eine Ausfuhrlieferung in Betracht kommen.  

Für Ausfuhren wird ein anderer Nachweis erforderlich. Im deutschen Recht vorgesehene Nachweise zur 

Steuerbefreiung der Ausfuhr sollten in die Hände des Unternehmers gelangen, der die Ausfuhrlieferung 

tätigt. In Versendungsfällen sollte gegebenenfalls darauf geachtet werden, ob britische Transportdienst-

leister (wegen § 10 Abs. 2 Buchst. b Doppelbuchst. ff UStDV) noch in der Lage sind, eine gültige „weiße 

Spediteursbescheinigung“ auszustellen. 

Für Beförderungsleistungen von Gegenständen in das Vereinigte Königreich kann künftig eine Steuer-

befreiung infrage kommen. Auch bestimmte Vermittlungsleistungen könnten künftig steuerfrei gestellt 

werden, zum Beispiel die Vermittlung von Ausfuhrlieferungen. Lieferungen neuer Fahrzeuge in das Ver-

einigte Königreich werden zu gewöhnlichen Ausfuhrlieferungen, allerdings weiterhin mit einigen Besonder-

heiten, etwa für den Ausfuhrnachweis. Zu Beginn des Jahres 2021 treten – unabhängig vom Ende des 

Übergangszeitraums – neue Regelungen zum Fernverkauf von Gegenständen und Dienstleistungen in 

Kraft, die unter anderem den bisherigen § 3c UStG ersetzen und in vielfacher Weise zwischen innerge-

meinschaftlichen Transaktionen einerseits sowie aus dem Drittland bzw. durch Drittlandsunternehmer 

bewirkten Transaktionen andererseits unterscheiden. Die erheblichen Umstellungen für die betroffenen 

Unternehmer, die die letzteren Umstellungen mit sich bringen werden, werden sich – bei einem Ende des 

Übergangszeitraums zum 31. Dezember 2020 – für Fernverkäufe im Vereinigten Königreich (möglicherwei-

se mit Ausnahme Nordirlands) und in der EU in unterschiedlicher Weise auswirken. 

Wie auch Art. 8 und 53 i. V. m. Anhang IV des Austrittsabkommens nahelegen, werden britische Umsatz-

steuer-Identifikationsnummern zum Stichtag ungültig. Das bedeutet auch, dass die Vereinfachungsregelung 

für innergemeinschaftliche Dreiecksgeschäfte bei Zwischenhändlern mit britischen Nummern keine Anwen-

dung mehr findet; im Zielstaat besteht dann grundsätzlich eine Registrierungspflicht des Zwischenhändlers. 

Es sollte geprüft werden, ob der Zwischenhändler eine andere Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ver-

wenden kann. Allerdings akzeptieren möglicherweise (noch) nicht alle EU-Staaten Zwischenhändler, die im 

Abgangs- oder Zielstaat steuerlich registriert sind. Eine Einfuhrumsatzsteuerbefreiung im Verfahren 42 (§ 5 

Abs. 1 Nr. 3 UStG) mit Zielort Vereinigtes Königreich wird nicht mehr möglich sein. 

Die Vermerke auf den Rechnungen zum Grund der Steuerbefreiungen sollten geprüft und das Steuerkenn-

zeichen „innergemeinschaftliche Lieferung“ sollte geändert werden. Kommt eine weitere Anwendung der 

Vereinfachungsregelung für Dreiecksgeschäfte nicht mehr in Betracht, muss auch insoweit eine Änderung 

erfolgen. Für die Abgabe der Zusammenfassenden Meldung sollte möglichst programmtechnisch dafür 

Vorsorge getroffen werden, dass das Länderkennzeichen GB nur für Zeiträume bis zum Stichtag noch ein 

zulässiges Länderkennzeichen ist. 

Lieferungen aus dem Vereinigten Königreich nach Deutschland 

Lieferungen aus dem Vereinigten Königreich bedürfen in Deutschland nach dem Stichtag grundsätzlich 

einer Einfuhr. Für Reihengeschäfte aus dem Vereinigten Königreich nach Deutschland sollte geprüft wer-

den, ob eine Steuerbefreiung der Lieferung vor Einfuhr nach § 4 Nr. 4b UStG infrage kommt. Bitte beachten 

Sie, dass der Leistungsort für verzollte und versteuerte Lieferungen aus dem Vereinigten Königreich sich 

grundsätzlich nach Deutschland verlagert. 
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Dienstleistungen 

Leistungsort 

Der Ablauf des Übergangszeitraums führt in vielen Fällen zu einer Änderung des Leistungsorts für sonstige 

Leistungen. Der allgemeine Leistungsort für Dienstleistungen unter Unternehmern (B2B), der die Besteue-

rung am Bestimmungsort vorsieht, ändert sich zwar grundsätzlich nicht. Allerdings wird der Nachweis, dass 

es sich bei dem Abnehmer um einen Unternehmer handelt, künftig anders geführt werden müssen, um zu 

vermeiden, dass die Finanzverwaltung von einem Leistungsort am Sitz des leistenden Unternehmers aus-

geht. Anstelle einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer kommt eine Unternehmerbescheinigung in Be-

tracht (vgl. Abschnitt 3a.2 Abs. 11 UStAE). Änderungen des Leistungsorts können sich aber auch in B2B-

Fällen ergeben, insbesondere für innergemeinschaftliche Beförderungsleistungen.  

In zahlreichen Fällen wird sich der Leistungsort von Dienstleistungen vor allem an nicht unternehmerische 

juristische Personen, die bislang über eine britische Umsatzsteuer-Identifikationsnummer verfügten, sowie 

an Nichtunternehmer ändern. Hier sollte § 3a Abs. 4 beachtet werden, der für bestimmte Leistungen eine 

Besteuerung nach dem Bestimmungslandprinzip vorsieht.  

Vor besondere Probleme stellen Leistungsortverlagerungen aufgrund der sogenannten Use-and-enjoy-

Regelungen für die in § 3a Abs. 6 bis 8 geregelten Dienstleistungen. Der Leistungsort kann sich mit dem 

Ende des Übergangszeitraums für dort genauer bestimmte Leistungen in beide Richtungen verlagern. Das 

Vereinigte Königreich könnte seinerseits solche Use-and-enjoy-Regelungen vorsehen, die mit dem Austritt 

aus der EU anwendbar werden und den Leistungsort aus seiner Sicht in das Vereinigte Königreich oder an 

einen anderen Ort verlagern. 

Sonstiges zu Dienstleistungen 

Die Meldung innergemeinschaftlicher Dienstleistungen an britische Kunden in der Zusammenfassenden 

Meldung entfällt nach dem Stichtag. Im Fall einer Lohnveredelung an Gegenständen der Ausfuhr kann 

unter den weiteren Voraussetzungen dann eine Steuerbefreiung in Betracht kommen, ebenso für Reise-

leistungen, soweit die ihr zuzurechnenden Reisevorleistungen im Drittlandsgebiet (UK) bewirkt werden. 

Weitere Änderungen betreffen den Übergang der Steuerschuld aus dem Vereinigten Königreich bezogener 

Dienstleistungen: Nach § 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG entsteht die Steuer mit Ausstellung der Rechnung, 

spätestens jedoch mit Ablauf des der Ausführung der Leistung folgenden Kalendermonats. 

Verschiedenes 

Unter weiteren Voraussetzungen wird der Vorsteuerabzug bei manchen Ausgangsumsätzen wie zum Bei-

spiel bei bestimmten Finanz- und Versicherungsdienstleistungen möglich, wenn diese sich unmittelbar auf 

Gegenstände beziehen, die in das Drittlandsgebiet ausgeführt werden, oder wenn der Leistungsempfänger 

im Drittlandsgebiet ansässig ist. 

Die Vergütung von Vorsteuer, die nach dem Ende des Übergangszeitraums anfällt (zu Übergangsregelun-

gen siehe unten), folgt anderen Formvorschriften und Fristen. So wird für Anträge in Deutschland eine Un-

ternehmerbescheinigung benötigt, die den Vergütungszeitraum abdeckt, die Antragsfrist ist wesentlich kür-

zer, und die Vorsteuer auf Kraftstoffe wird Drittlandsunternehmern nicht erstattet. Im Vereinigten Königreich 

gelten derzeit für Drittlandsunternehmer Vergütungszeiträume, die sich nicht mit dem Kalenderjahr decken 

und deren Fristende erheblich vom deutschen Fristende abweicht. Daher ist anzuraten, sich rechtzeitig und 

genau über die Vergütungsmodalitäten zu informieren, um nicht wegen Formfehlern oder Fristüberschreit-

ungen einen Totalverlust der vergütbaren Vorsteuer zu riskieren. 

Unternehmer – insbesondere aus dem Drittland, einschließlich britischer Unternehmer –, die im Vereinigten 

Königreich im Rahmen des Mini-One-Stop-Shops (MOSS) registriert sind, um in der EU Telekommunikati-

onsleistungen, Fernseh- und Rundfunkdienstleistungen sowie elektronisch erbrachte Dienstleistungen zu 

erbringen, sollten für die Zeit nach dem Stichtag möglichst umgehend eine Registrierung in einem anderen 

EU-Staat prüfen. 

Die Betreiber elektronischer Marktplätze haften nach §25e Abs. 1 UStG insbesondere dann für die nicht 

entrichtete Steuer aus Lieferungen von Unternehmern, die auf den von ihnen bereitgestellten Marktplätzen 

rechtlich begründet worden sind, wenn diese keine Bescheinigung nach §22f Abs. 1 Satz 2 UStG vorlegen. 

Drittlandsunternehmer (ohne EWR-Staaten), die Lieferungen auf einem elektronischen Marktplatz rechtlich 

begründen und bei denen die Beförderung oder Versendung im Inland beginnt oder endet, bedürfen für die 

Erteilung einer Bescheinigung eines Empfangsbevollmächtigten im Inland (§ 22f Abs. 1 Satz 4 UStG). 
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Bei Veranlassung sollten die Auswirkungen des Endes des Übergangszeitraums auf die Wirkung verbind-

licher Auskünfte (§ 89 AO) geprüft werden. 

Die Aufbewahrung von Rechnungen und bestimmten anderen Unterlagen im Drittlandsgebiet unterliegt 

strengeren Anforderungen und bedarf der Bewilligung des zuständigen Finanzamts. 

Die weitere Entwicklung im bilateralen Verhältnis zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU sollte 

aufmerksam beobachtet werden. Denn auch andere Rechtsgebiete können sich indirekt auf die Umsatz-

besteuerung auswirken. Zum Beispiel ist es wohl nicht ausgeschlossen, dass mit ihrem Verwaltungssitz im 

Inland ansässige Gesellschaften wie zum Beispiel die private company limited by shares (Ltd.) ohne entge-

genstehende Regelung wie Personengesellschaften oder gegebenenfalls als Einzelkaufleute oder Einzel-

personen behandelt werden. Das könnte sich auf bestehende umsatzsteuerliche Organschaften mit 

Gesellschaften nach britischem Recht als Organgesellschaft auswirken. 

Übergangsregelungen 

Mit Übergangsregelungen zum Stichtag und für sich anschließende Zeiträume (vor allem für Altfälle vor 

dem Stichtag) befasst sich vor allem Art. 51 des Austrittsabkommens. Insbesondere gilt für zwischen dem 

Vereinigten Königreich und einem EU-Mitgliedsstaat beförderte oder versendete Waren noch das Unions-

recht, sofern die Beförderung oder Versendung vor dem Ablauf des Übergangszeitraums beginnt. Aus An-

hang IV des Austrittsabkommens ergibt sich, dass historische Registrierungsinformationen und Umsatz-

daten in MIAS (VIES) noch bis Ende 2024 erhalten bleiben. Das betrifft zum Beispiel die Überprüfung ehe-

maliger britischer Umsatzsteuer-Identifikationsnummern. Während der MOSS für Kommunikationsleistun-

gen mit Ende des Übergangszeitraums wegfällt, bleibt der Zugang zum System für bestimmte festgelegte 

Zwecke und Zeiträume vorübergehend erhalten.  

Ebenfalls hervorzuheben ist der Umstand, dass nach Art. 51 Abs. 3 des Austrittsabkommens Vorsteuer-

Vergütungsanträge in der EU ansässiger Unternehmer im Vereinigten Königreich und umgekehrt nach den 

Bedingungen der Richtlinie spätestens bis zum 31. März 2021 zu stellen sind. Die in ihrer Allgemeinheit 

recht unklar abgefasste Vorschrift dürfte sich wohl auf Vorsteuer des Jahres 2020 beziehen; der darin ent-

haltene Verweis auf bestimmte Vorschriften der Richtlinie 2008/9/EU bezieht sich unter anderem auf die 

Vorschrift, in der die Frist für Vergütungsanträge in anderen EU-Mitgliedsstaaten ansässiger Unternehmer 

geregelt ist. Das könnte bedeuten, dass ein Antrag auf Vergütung der Vorsteuer nach diesem Datum direkt 

im jeweils anderen Staat nach dessen Vorschriften zu stellen ist. Allerdings lässt die Regelung von ihrem 

Wortlaut her die Auslegung zu, dass diese Frist eine Ausschlussfrist sei – dann wären später eingereichte 

Vergütungsanträge verfristet, was für nach diesem Datum eingereichte Anträge den Totalverlust der Vor-

steuer bedeuten würde. Auch hier ist daher anzuraten, die weitere Entwicklung genau zu verfolgen und, 

soweit es rechtlich und tatsächlich möglich ist, gegebenenfalls auch unterjährige Vergütungsanträge in 

Betracht zu ziehen.  

Die oben genannten Fristen verstehen sich vorbehaltlich einer Verlängerung des Übergangszeitraums. Wie 

sich aus Art. 132 Abs. 3 lit. d des Austrittsabkommens ergibt, sollen sie in einem solchen Fall angepasst 

werden. 

Das Protokoll zu Irland/Nordirland 

Ein besonderer Status wird nach Ablauf des Übergangszeitraums Nordirland zukommen, für das zunächst 

zwei Rechtsbereiche gelten sollen. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) umreißt diese Sonderstel-

lung wie folgt: „Nordirland bildet einerseits ein Zollgebiet mit dem Vereinigten Königreich und gleichzeitig 

soll das EU-Zollrecht anwendbar sein, wenn die Waren weiter aus Nordirland in die EU gehen. Durch die 

dynamische Anwendbarkeit der EU-Regelungen für den Binnenmarkt in Bezug auf Güter in Nordirland wird 

zudem die Integrität des EU-Binnenmarktes geschützt.“ Bestimmte Vorschriften des Unionsrechts, die Wa-

ren betreffen, sollen nach Art. 8 i. V. m. Anhang 3 des Protokolls jedoch für das Vereinigte Königreich in 

Bezug auf Nordirland gelten – darunter die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL), die Richtlinie 

für die Vorsteuervergütung in der EU ansässiger Unternehmer (2008/9/EG) und die Dreizehnte Richtlinie 

für nicht in der Gemeinschaft ansässige Unternehmer. Einzelheiten hierzu sind noch nicht bekannt gewor-

den. 

  



Umsatzsteuer aktuell Ausgabe 1, Februar 2020 PwC | 5 

Fundstellen 

Austrittsabkommen mit Irland/Nordirland-Protokoll (ABl. EU C-384 I vom 12. November 2019) 

Pressemitteilung des Rats der EU zur Annahme des Beschlusses über den Abschluss des 

Austrittsabkommens 

Brexit-Seite des BMF 

Brexit-Übergangsgesetz vom 27. März 2019, BGBl. I 2019, S. 402, geändert durch das Gesetz zur 

Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen vom 21. Dezember 2019, 

BGBl. I 2019, S. 2875 (Webauftritt des BMF mit Link zum verkündeten Gesetz) 

 

 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:C:2019:384I:FULL&from=DE
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/01/30/brexit-council-adopts-decision-to-conclude-the-withdrawal-agreement/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Europa/Brexit/2018-12-03-brexit.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl119s0402.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl119s0402.pdf%27%5D__1580398330442
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2019-12-30-G-Mitteilung-grenzueberschreitende-Steuergestaltungen/0-Gesetz.html
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